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 Gemeinde  Gebo l t sk i r chen  
4682 Geboltskirchen, Feld 10 Pol. Bezirk Grieskirchen  
Tel. :  07732/3513  Fax:  DW  14 DVR-Nr. :  77551 
E-Mail: office@geboltskirchen.at GKZ.:  40807 
UID-Nr . :  ATU 54255005 Behördenkennzahl :  0301296  

 
Bearbeiter: Bischof Herbert 

Aktenzahl:004-1 
Sitzungsnummer: GR/005/2022 

Geboltskirchen, 28.03.2023 
 

 

Verhandlungsschrift 
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Geboltskirchen. 

 Sitzungstermin: Donnerstag, den 15.12.2022 

 Sitzungsbeginn: 19:30 Uhr 

 Sitzungsende: 21:35 Uhr 

 Ort: Sitzungssaal 

 

Anwesend sind: 
 

Bürgermeister 

Kirchsteiger Friedrich SPÖ  
 

Vizebürgermeister 

Waldenberger Rudolf ÖVP  
 

Mitglieder 

Rabengruber Ludwig ÖVP  
Höftberger Julia ÖVP  
Haginger Rudolf ÖVP  
Bauer Christian ÖVP  
Humer Günter, Dipl.-Ing. ÖVP  
Gadringer Robert ÖVP  

 

Ersatzmitglieder 

Zöbl Monika ÖVP  
 

Mitglieder 

Gebetsroither Gerhard SPÖ  
Groiß Silvester SPÖ  
Pillweiß Martin SPÖ  
Rebhan Walter SPÖ  

 

mailto:office@geboltskirchen.at
mailto:office@geboltskirchen.at
mailto:office@geboltskirchen.at


 

Gemeinderat 15.12.2022 
Seite 2 von 30 

 

Frauscher Harald FPÖ  
Frauscher Armin FPÖ  

 

Ersatzmitglieder 

Pillweiß Helmut FPÖ  
 

Mitglieder 

Angleitner Wolfgang, DI (FH) GRÜNE  
Lässer Alejandro GRÜNE  

 

Ersatzmitglieder 

Waldenberger Gottfried GRÜNE  
 

Schriftführer (§ 54 Abs. 2 Oö. GemO 1990) 

Bischof Herbert  
 

Sonstige Personen (§ 66 Abs. 2 Oö. GemO 1990) 

Rudolf Stahrl-Thalhamer 
Gemeindebediensteter 

 

 

Entschuldigt fehlen: 
 

Mitglieder 

Seiringer Peter ÖVP  
 

Ersatzmitglieder 

Pichler Wolfgang ÖVP  
Steininger Josef ÖVP  

 

Mitglieder 

Emmer Robert FPÖ  
  

Mitglieder 

Klinglhuber Jürgen GRÜNE  
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Der Vorsitzende eröffnet um 19:30 Uhr die Sitzung und stellt fest,  
dass  
 
a) die Sitzung vom – Bürgermeister – einberufen wurde; 
 
b) der Termin der heutigen Sitzung im Sitzungsplan (§ 45 Abs. 1 OÖ. GemO 1990) 

enthalten ist und die Verständigung hiezu an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder 
zeitgerecht schriftlich am 08. Dezember 2022 unter Bekanntgabe der Tagesordnung 
erfolgt ist; 

 
 die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am gleichen Tage 

öffentlich kundgemacht wurde; 
 
c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist; 
 
d) dass die Verhandlungsabschriften über die letzten beiden Sitzungen vom                         

15. September 2022 und 20. Oktober 2022 bis zur heutigen Sitzung während der 
Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen sind, während der Sitzung 
zur Einsicht noch aufliegen und gegen diese Verhandlungsschrift von jenen 
Gemeinderats- und Ersatzmitgliedern, welche an der betreffenden Sitzung 
teilgenommen haben bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden 
können. 

 

 

Tagesordnung: 
 
 

1 Ankauf/Ersatzbeschaffung Tanklöschfahrzeug 4000 Liter mit Bergeausrüstung 
4 x 4 (TLF-B 4000) für die Freiwillige Feuerwehr Geboltskirchen  
- Beschlussfassung des Finanzierungsplanes  
- Auftragsvergabe 

2 Gemeindezuschlag zur Freizeitwohnungspauschale  
- Beschlussfassung über die Einführung 

3 Überprüfung 1. Nachtragsvoranschlag für das Finanzjahr 2022 durch die 
Bezirkshauptmannschaft Grieskirchen  
- Kenntnisnahme 

4 Prüfungsberichte des Gemeindeprüfungsausschusses vom                                              
03. November 2022 und 07. Dezember 2022 

5 Voranschlag für das Finanzjahr 2023 

6 Mittelfristiger Ergebnis- und Finanzplan (MEFP) 2023 - 2027 

7 Kassenkredit für das Finanzjahr 2023 

8 Allfälliges - Anfragen - Anregungen 
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Protokoll: 
 
 
1. Ankauf/Ersatzbeschaffung Tanklöschfahrzeug 4000 Liter mit Bergeausrüstung 

4 x 4 (TLF-B 4000) für die Freiwillige Feuerwehr Geboltskirchen  
- Beschlussfassung des Finanzierungsplanes  
- Auftragsvergabe 

 
Sachverhalt: 
 
Feuerwehrkommandant HBI Günter Mayr wird dem Gemeinderat bei diesem Tagesordnungspunkt 
entsprechende Informationen bzw. Details zum Ankauf des TLF-B 4000 präsentieren und für 
Auskünfte zur Verfügung stehen. 
 
Ad Finanzierungsplan: 
 
In der Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Geboltskirchen am 12. März 2020 wurde der 
Grundsatzbeschluss zur Ersatzanschaffung eines Tanklöschfahrzeuges (TLF-B 2000) für die 
Freiwillige Feuerwehr beschlossen. In der Folge wurde dann in der Gemeinderatssitzung am 20. Mai 
2021 die Festlegung der Anschaffung im Jahr 2022 getroffen. Die Aufnahme in die „Mittelfristige 
Ergebnis- und Finanzplanung (MEFP) erfolgte ebenfalls, um in das Beschaffungsprogramm 
aufgenommen zu werden. Am 10. März 2022 wurde dann von Seiten des 
Landesfeuerwehrkommandos OÖ die Förderung für den Ankauf eines TLF-B 2000 bekannt 
gegeben. Zeitgleich dazu hat der Bezirksfeuerwehrkommandant mit dem Landesfeuerwehrinspektor 
Gespräche geführt, dass aus strategischen und feuerwehrtaktischen Überlegungen es Sinn macht 
im Abschnitt Haag am Hausruck für Geboltskirchen ein TLF-B 4000 zu stationieren. Daraufhin wurde 
die Gefahrenabwehr- und Entwicklungsplanung überarbeitet und in der Gemeinderatssitzung am 
23. Juni 2022 der Grundsatzbeschluss zur Ersatzanschaffung eines Tanklöschfahrzeuges TLF-B 
4000 gefasst. Vom Landes Feuerkommando OÖ wurde am 17.10.2022 die abgeänderte 
Förderzusage für die Anschaffung eines Tanklöschfahrzeuges 4000 Liter mit Bergeausrüstung 4x4 
(TLF-B 4000) übermittelt.  
 
Die Freiwillige Feuerwehr Geboltskirchen hat sich sehr intensiv mit der Anschaffung eines neuen 
Tanklöschfahrzeuges beschäftigt und sich letztendlich für ein Fahrgestell der Marke MAN TGM 
18.320 / 4200 / 4 x 4 entschieden, das über die Rosenbauer Österreich Gesellschaft m.b.H. 
angeschafft werden soll, die auch den Fahrzeugaufbau durchführt. Ein entsprechendes Offert wurde 
nach den Ausführungsüberlegungen der FF Geboltskirchen erstellt und mit dem Antrag auf 
Gewährung von Bedarfszuweisungsmitteln dem Amt der Oö. Landesregierung / Direktion Inneres 
und Kommunales vorgelegt. Parallel dazu wurde die gewählte Fahrzeugkonfiguration dem 
Landesfeuerwehrkommando OÖ zur Prüfung übermittelt und mit E-Mail vom 02. Dezember 2022 
von Brandinspektor Martin Wakolbinger das Prüfungsergebnis bekannt gegeben, dass das Angebot 
in dieser Form bestellt werden kann. 
 
Vom Amt der OÖ. Landesregierung – Direktion Inneres und Kommunales – wurde die 
Finanzierungsmöglichkeit 
• für das Vorhaben „Ankauf/Ersatzbeschaffung eines TLF-B-4000 für die FF Geboltskirchen“ mit dem 
Geschäftszeichen IKD 2019-343857/19-Kep datiert mit 01.12.2022 bekannt gegeben. 
 
Die Finanzierungsdarstellung umfasst die Anschaffung des Fahrgestelles mit dem Aufbau, da für 
diese Investition auch Bedarfszuweisungsmittel gewährt werden.  
 
Zusätzlich dazu ist ein Tanklöschfahrzeug auch mit einer vorgegebenen Pflichtausrüstung zu 
bestücken, die fördertechnisch vom Land OÖ aus einem Sonderinvestitionstopf und dem 
Landesfeuerwehrkommando bezuschusst wird. 
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Bei einer Anschaffung von Kommunalfahrzeugen und Gerätschaften sind die Bestimmungen des 
Bundesvergabegesetzes 2018 (BVerg 2018), BGBl. I Nr. 65/2018 i.d.g.F. zu beachten. Dieser 
rechtlichen Vorgabe wird Rechnung getragen, da sämtliche Gerätschaften durch die 
Bundesbeschaffung GmbH ausgeschrieben sind und den Gemeinden zum Abruf zur Verfügung 
stehen. Das Portfolio der BBG umfasst sämtliche Ausrüstungsgegenstände, Fahrzeuge, Pumpen, 
usw. für die Feuerwehren und stellt Vergaberechtssicherheit her. 
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Die Gesamtinvestition bzw. die dazugehörige Finanzierung stellt sich wie folgt dar: 
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Finanzierungsdarstellung vom Amt der Oö. Landesregierung / Direktion Inneres und 
Kommunales vom 01.12.2022 mit dem Geschäftszeichen: IKD-2019-343857/19-Kep: 
 
Gemeinde Geboltskirchen 
Antrag auf Gewährung einer Bedarfszuweisung 
für das Vorhaben TLF-B 4000 FF Geboltskirchen 
Ankauf/Ersatzbeschaffung (BP 2023) 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 
Die Überprüfung Ihres Antrages vom 21. November 2022, GZ: 940 "163050" 2023, ergibt 
unsererseits für das Vorhaben 
 

TLF-B 4000 FF Geboltskirchen – Ankauf/Ersatzbeschaffung (BP 2023) 
 

folgende Finanzierungsdarstellung: 

Bezeichnung der Finanzierungsmittel  2023 Gesamt in Euro 

Eigenmittel der Gemeinde 51.352 51.352 

FF – Barleistung – Eigenmittel FF Geboltskirchen 25.675 25.675 

BMF, Katastrophenfonds - Feuerwehrpaket 36.500 36.500 

LFK-Zuschuss – LFK-Normfahrzeug (Fahrgestell und 
Aufbau) 

165.816 165.816 

BZ – Projektfonds - LFK-Normfahrzeug (Fahrgestell und 
Aufbau) 

134.232 134.232 

Summe in Euro 413.575 413.575 

 
Die von der Gemeinde lt. aktueller Preisauskunft (Angebot) der Fa. Rosenberger bekannt 
gegebenen Normkosten (Fahrgestell und Aufbau) in der Höhe von 413.575,20 Euro (brutto) werden 
zur Kenntnis genommen. Die für die Bemessung der Fördermittel – BZ-Mittel + LFK-Zuschuss 
maßgeblichen Normkosten sind aber die ab 21.09.2022 gültigen max. förderbaren LFK-
Normkosten idHv. 394.800 Euro (brutto). Die in der obigen Finanzierungsdarstellung enthaltenen 
Bedarfszuweisungsmittel (34 %) wurden demnach prozentuell von den seitens des Landes-
Feuerwehrkommandos Oö. bekannt gegebenen Normkosten 2022 in der Höhe von 394.800 Euro 
(brutto) berechnet. 
 
Der in der obigen Finanzierungsdarstellung enthaltenen LFK-Zuschuss sowie der 
Bundeszuschuss aus dem Katastrophenfonds (Feuerwehrpaket) sind jeweils gesondert beim 
Landes-Feuerwehrkommando Oö. bzw. der betreffenden Landesstelle „IKD, KKM“ zu 
beantragen. 
Die Finanzierung des Vorhabens ist seitens der Gemeinde Geboltskirchen zeitgerecht in 
ihren Rechenwerken (Nachtragsvoranschlag 2022 bzw. Voranschlag 2023 samt Mittelfristiger 
Ergebnis- und Finanzplanung 2023 bis 2027) anzupassen und vom Gemeinderat neuerlich zu 
beschließen; ein Protokollauszug, dem die Beschlüsse der angepassten Rechenwerke zu 
entnehmen sind, ist ehest möglich vorzulegen. 
 
Für die Gewährung und Flüssigmachung der für das Jahr 2023 in Aussicht gestellten 
Bedarfszuweisung ist die Vorlage der Endabrechnung / einer Kostenfeststellung samt 
Abnahmebestätigung des Landes-Feuerwehrkommandos Oö. und deren Zuschuss-
Anweisungsnachweis zusammen mit einem Flüssigmachungsantrag erforderlich. 
 
Die in der Finanzierungsdarstellung angeführten Bedarfszuweisungsmittel werden unter der 
Annahme vorgemerkt, dass 

• Ihre Finanzkraft annähernd gleich bleibt, 

• die Gebarung sparsam geführt wird, 

• die gewährten Finanzmittel ordnungsgemäß verwendet werden und 

• der Einsatz der sonstigen Förderungsmittel bei der weiteren Antragstellung auf Gewährung 
von Bedarfszuweisungen für das nächste Jahr nachgewiesen wird. 
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Die vorgemerkten BZ-Mittel können nur nach ihrer Verfügbarkeit gewährt werden. 
 

Die Gewährung und Flüssigmachung der in Aussicht gestellten Bedarfszuweisungsmittel erfolgt: 

• auf Antrag der Gemeinde  

• bei Nachweis des Bedarfes und des Einsatzes der vorgesehenen Eigen- bzw. der übrigen 
vorgesehenen Finanzierungsmittel sowie 

• nach Verfügbarkeit der Bedarfszuweisungsmittel. 
 

Grundlage für die Förderbemessung bzw. Finanzierung sind die vom Landes-
Feuerwehrkommando Oö. bekannt gegebenen geltenden Normkosten 2022 für die Type MB 
Atego 1730 AF 4x4“, welche dem Billigst-/Bestbieterangebot entsprechen (gültig ab 
21.09.2022). 
 
Die Kosten welche über den oben angeführten genehmigten Finanzierungsrahmen des 
beantragten Normfahrzeuges hinausgehen, sind – exkl. allfälliger sonstiger Zuschüsse – aus 
entsprechenden Eigenmitteln der Freiwilligen Feuerwehr Geboltskirchen zu bedecken. 
 
Des Weiteren weisen wir darauf hin, dass bei der Anschaffung von (Kommunal-)Fahrzeugen 
und / oder Gerätschaften ohne die BBG die Bestimmungen des Bundesvergabegesetzes 2018 
(BVergG 2018), BGBl. I Nr. 65/2018, i.d.g.F. zu beachten sind. 
 
Über die erfolgte Auftragsvergabe bzw. Bestellung ist die Direktion Inneres und Kommunales 
sowie das Landes-Feuerwehrkommando Oö. schriftlich zu informieren. 
 
Wir verweisen auf die Bestimmung des § 80 Abs. 2 der Oö. Gemeindeordnung 1990 (Oö. 
GemO. 1990), LGBl. Nr. 91/1990, in der Fassung des Landesgesetzes LGBl. Nr. 90/2021. 
 
Die Bestimmungen des Erlasses IKD-2017-194415/196-Hi vom 18. Juli 2018 (betr. Die 
Kostendämpfung bei vom Land mitfinanzierten Bauvorhaben von Gemeinden und 
Gemeindeverbänden) sind zu beachten. 
 
Zudem weisen wir in Bezug auf etwaige Mehrkosten auf die Richtlinien der 
Gemeindefinanzierung NEU (Projektfonds Punkt 3.1) hin, die den gänzlichen Entfall der 
Förderung (BZ und LZ) vorsehen, wenn der anerkannte und förderbare Kostenrahmen eines 
investiven Einzelvorhabens um mehr als ein Fünftel überschritten wird und die vorherige 
Abstimmung der Mehrkosten mit der Direktion Inneres und Kommunales bzw. der 
zuständigen Fachabteilung nicht erfolgt ist. 
 
Ein Protokollauszug jener Gemeinderatssitzung, dem der Beschluss der oben angeführten 
Finanzierung entnommen werden kann, ist ehest möglich, aber spätestens nach der nächsten 
Gemeinderatssitzung bzw. vor dem Antrag auf Flüssigmachung der in Aussicht gestellten 
Bedarfszuweisungsmittel vorzulegen. 
 
Abschließend wird auf die Richtlinien zur Gewährung von Gemeinde-Bedarfszuweisungen (IKD-
2017-194415/348) verwiesen, wonach Ausschreibung bzw. Auftragsvergabe (Bestellung) bzw. 
Baubeginn erst nach Beschlussfassung des aufsichtsbehördlich genehmigten 
Finanzierungsplans durch den Gemeinderat erfolgen dürfen. 
 
Eine Abschrift ergeht an die Bezirkshauptmannschaft Grieskirchen, an das Landes-
Feuerwehrkommando Oö. sowie an die Direktion Inneres und Kommunales, Referat Krisen- und 
Katastrophenmanagement, Feuerwehrwesen und Zivildienst. 
 
Freundliche Grüße 
Für die Oö. Landesregierung: 
 
Mag. Michael Lindner 
Landesrat 
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Ad Auftragsvergabe: 
 
Die Vergabeempfehlungen für den Ankauf des Tanklöschfahrzeuges TLF-B 4000 stellen sich wie 
folgt dar: 
 
Auftragnehmer: 
 

Rosenbauer Österreich Gesellschaft m.b.H. 
Haidfeldstraße 37 
4060 Leonding 
 

TLFA-B 4000 AT / MAN TGM 18.320 / 4200 / 4x 4 
Angebot Nummer: 001-22026-A004 

 

01 – Aufbau_BBG TLFA 4000 AT / MAN TGM 18.320 / 4200 / 4 x 4  € 241.419,00 

02- Chassis_BBG TLFA 4000 AT / MAN TGM 18.320 / 4200 / 4 x 4 € 103.227,00 

Gesamtbetrag exkl. MwSt. € 344.646,00 

+ 20 % MwSt.  €   68.929,20 

GESAMTPREIS inkl. MwSt. € 413.575,20 

 
 

Hydraulisches Rettungsgerät 
Angebot Nummer: KA0Z534 

 

WEBER Smart Force Akku  € 27.035,96 

Gesamtbetrag exkl. MwSt. € 27.035,96 

+ 20 % MwSt.  €   5.407,19 

GESAMTPREIS inkl. MwSt. € 32.443,15 

 
 

Hochleistungslüfter 
Angebot Nummer: KA0Y567 

 

FANERGY E22, 230 V / 50 – 60 HZ  € 3.061,87 

Gesamtbetrag exkl. MwSt. € 3.061,87 

+ 20 % MwSt.  €    612,37 

GESAMTPREIS inkl. MwSt. € 3.674,24 

 
 

Stromerzeuger 
Angebot Nummer: KA0Z586 

 

Stromerzeuge RS 14 EFI  € 7.503,20 

Gesamtbetrag exkl. MwSt. € 7.503,20 

+ 20 % MwSt.  € 1.500,64 

GESAMTPREIS inkl. MwSt. € 9.003,84 

 
 
Auftragnehmer: 
 

OÖ Landesfeuerwehrverband 
Petzoldstraße 43 
4021 Linz 
 

Beschaffung über OÖ. Landesfeuerwehrverband 
Förderliste Großgeräte und Bedarfsausrüstung 

 

Atemschutz: 3 Grundgeräte, Lungenautomat, Maske, Atemluftflasche, 
Bewegungslosmelder und Rückhaltegurt á € 2.030,24 

  

GESAMTPREIS inkl. MwSt. € 6.090,72 
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Beratungsverlauf: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt einleitend - gemäß dem Amtsvortrag - die Eckdaten zum Ankauf 
des Tanklöschfahrzeuges dem Gremium zur Kenntnis und ersucht in der Folge 
Feuerwehrkommandant Günter Mayr um seine Ausführungen. 
 
FW-Kdt. Günter Mayr erläutert an Hand der PPT die Überlegungen und die Fahrzeugkonfiguration 
hinsichtlich dem TLF-B 4000. 
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Auszugsweise dazu einige Details: 
 
TLFBA-4000 BBG-Preis € 394.800,-- unser Preis mit Sonderausstattung beläuft sich auf € 413.575,- 
Unterschied Mercedes Benz (MB) und MAN: 
MB 17,6 Tonnen /Abgasanlage in Geräteraum 2 / weniger Bodenfreiheit  
Scania ist aus dem Förderprogramm gefallen zwecks Gewichtsproblemen 
Daher die Empfehlung des LFK zwecks des höchstzulässigen Gesamtgewichtes einen LKW der 
Marke MAN 18.320 / 4200 / 4x4 / anzuschaffen / Anschaffungskosten Fahrgestell € 123.872,40 
320 PS Euro 6 / Radstand 4200 mm / 4 x 4 Allrad und 18 bzw. 18,6 to Gesamtgewicht 
Die Lieferzeit eines Fahrgestelles liegt derzeit bei ca. 20 Monaten. 
Sonderausstattung: 
je 2 Schäkel vorne/hinten, Halbautomatikgetriebe 12 Gang ZF TipMatik – BBG hat standardmäßig 
Schaltgetriebe, Differenzialsperre vorne, verstärktes Fahrwerk für hohen Schwerpunkt wird von 
Rosenbauer vorgeschrieben, Windschutzscheibenheizung wegen nasser Kleidung, luftgefederter 
Fahrersitz (Standard mechanischer Sitz wie vor 30 Jahren) 
Straßenwaschanlage mit Pump und Roll – das Schadensbild von verschlammten Straßen durch 
Starkregen wird sich vermehren, daher macht diese Anschaffung bei einem 4000 Litertank Sinn. 
Vorteil Pump und Roll: man kann bei Schrittgeschwindigkeit den Nebenantrieb verwenden. 
Diese Mehrkosten von € 7.444,80 werden von der Gemeinde als Straßenerhalter übernommen. 
 
Aufbau des Tanklöschfahrzeuges  
ist die 4. Generation bei der Firma Rosenbauer / Kosten € 289.702,80 
Ausführungsdetails: 
1:8 Besatzung / ein Fahrzeug für Brand und Unfall 
Drehtreppe für Mannschaftraum, sobald diese belastet ist wird diese fixiert max. 90°  
Fahrerhaus – Atemschutzgeräte gegen Fahrtrichtung, Farbkonzept orange 
Schutzbleche für Rollladen oben € 646,80, Auftrittklappen 960 kg 
Beladung der Geräteräume vorgeschrieben – damit sich auch Kameraden anderer Feuerwehren 
zurechtfinden 
1 Rettungsgerät, wird nach Wunsch der Feuerwehr eingebaut – dazu gibt es eine 
Rohbaubesprechung zwecks Platzanordnung 
Drehfach Aufpreis € 1.934,40 
die Abgänge im Geräteraum sollen mit Niederschraubventilen ausgeführt werden (MP: € 1170,--) 
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Hochdruckpumpe mit Haspel, Pumpe NH 25 – 2000L bei 10 bar (einfache Bedienung, Abgänge 
wären sonst bei den Füssen)  
keine Saugschläuche, dafür müssen 2 Schmutzwasserpumpen mit je 800L bei 1 bar 
gekauft/übernommen werden, die zu Löschwassereinspeisung dienen – Vorteil ist, dass diese auch 
bei Überflutungen bzw. Auspumparbeiten eingesetzt werden können 
Verkehrsleiteinrichtung zur schnellen Absicherung bei Straßeneinsätzen (MP: € 2.533,20) 
Dachbox links mit Schiebeleiter 
Dachbox rechts: Aufpreis € 2.186,40 (Platzangebot wird benötigt) 
Rückfahrkamera mit Lautsprecher € 2.400,-- / Anschaffung wegen der Sicherheit 
 
Pflichtausrüstung: 
Weber Rettungsgerät € 32.443,15 
Aufpreis auf Akku € 4.894,51, jedoch vielseitigere Einsatzmöglichkeit 
das Grundgerät kostet gleich viel, jedoch wird für jedes Gerät ein Akku mit Hydraulikmodul benötigt 
der Schlauchtausch alle 10 Jahre + Service mit ~ € 10.000 + dem Singelkupplungen mit € 1.000,-- 
fällt beim Akkugerät weg, d.h. geringere Betriebskosten. Unser derzeit verwendetes Gerät ist                       
22 Jahre alt und sollte ab 25 Jahren getauscht werden 
 
Stromerzeuger Rosenbauer RS 14 mit 13,6 KVA € 9.003,84 
Endress-Gerät wäre um € 980 billiger, springt jedoch schlecht an (eigene Erfahrenswerte) 
 
Lüfter ist der erste neue für Geboltskirchen / Marke Rosenbauer Fanergy E 22 Elektro € 3.672,24 
Luftaustrittdurchmesser von 560 mm, Luftstrom 9733m³/h, Gewicht 55 kg 
Vor einigen Jahren haben wir von der FF Weibern einen Lüfter gebraucht gekauft, dieser springt 
schlecht an, ist sehr groß und Öl läuft ebenfalls aus. 
 
Die Atemschutzgeräte sind schon ins Alter gekommen. Die Masken wurden vor 2 Jahren schon 
einmal repariert, die Bebänderung ist verschließen. Die alten Halterungen sind nicht mehr 
kompatibel und sind auszuscheiden. Anschaffungskosten € 6.090,72 für einen Trupp mit 3 Geräten 
 
 
AL Herbert Bischof erläutert die Finanzierungsmittel der Gesamtinvestition, die sich einerseits aus 
dem Finanzierungsplan vom Amt der Oö. Landesregierung und andererseits aus den Mitteln vom 
Landesfeuerwehrkommando OÖ, Katastrophenfondsmitteln des Landes OÖ und den Eigenmitteln 
der Feuerwehr und Gemeinde zusammensetzen. 
 
Vbgm. Rudolf Waldenberger spricht ein DANKE für die geleisteten Vorplanungsarbeiten aus. Es 
erfüllt alle mit Freude nun ein Tanklöschfahrzeug mit 4.000 Litern Löschwasservolumen anschaffen 
zu können. Dieses neue Fahrzeug sichert die Schlagkraft der Feuerwehr in unserer Gemeinde ab. 
 
GR Harald Frauscher führt aus: die Gemeinde ist für die Sicherstellung der Einsatzbereitschaft der 
Freiwilligen Feuerwehr verantwortlich, indem sie die entsprechenden Gerätschaften zur Verfügung 
stellt und die Feuerwehr sichert diese wiederum durch die ehrenamtliche Tätigkeit ab. Somit sind 
die hier verwendeten Steuergelder sicherlich gut eingesetzt. 
 
GR Gerhard Gebetsroither stellt fest: selten herrscht über eine Investition in dieser Größenordnung 
im Gemeinderat so eine große Übereinstimmung. Daran erkennt man die Wichtigkeit dieser 
Anschaffung für die Feuerwehr als wichtigster Träger der Sicherheit in unserer Gemeinde. 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger bedankt sich bei allen Verantwortlichen der Feuerwehr für die intensive 
Auseinandersetzung im Vorfeld der Anschaffung des Tanklöschfahrzeuges und auch dem 
verantwortungsvollen Umgang bei der Auswahl der Fahrzeugausstattung. 
 
FW-Kdt. Günter Mayr spricht nach der Beschlussfassung ein DANKE für die 100 %-ige Zustimmung 
aus. Für die gesamte Mannschaft der FF Geboltskirchen ist dieses Abstimmungsergebnis sehr 
motivierend und zugleich Ansporn sich aktiv für unsere Gemeinde einzusetzen. 
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Antrag 1: 
 

Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt für das Vorhaben „Ankauf/Ersatzbeschaffung TLF-B 4000 für 
die FF Geboltskirchen“ gemäß der vorliegenden Finanzierungsdarstellung vom Amt der                             
Oö. Landesregierung / Direktion Inneres und Kommunales unter den Geschäftszeichen IKD-2019-
343857/19-Kep bzw. der ebenfalls vorliegenden Aufstellung der Gesamtinvestition die Zustimmung 
zu erteilen. 
 

Antrag 2: 
 

Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt die Zustimmung zum Ankauf eines TLF-B 4000 AT / MAN 
TGM 18.320 / 4200 / 4 x 4 laut dem vorliegenden Angebot-Nummer 001-22026-A004 der 
Rosenbauer Österreich Gesellschaft m.b.H. in 4060 Leonding, Haidfeldstraße 37 gemäß der BBG-
Rahmenvereinbarung mit einem Auftragswert von € 413.575,20 (inkl. MwSt.). 
 

Antrag 3: 
 

Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt die Zustimmung zum Ankauf eines Hydraulischen 
Rettungsgerätes „WEBER Smart Force Akku“ laut dem vorliegenden Angebot-Nummer KA0Z534 
der Rosenbauer Österreich Gesellschaft m.b.H. in 4060 Leonding, Haidfeldstraße 37 gemäß der 
BBG-Rahmenvereinbarung mit einem Auftragswert von € 32.443,15 (inkl. MwSt.). 
 

Antrag 4: 
 

Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt die Zustimmung zum Ankauf eines Hochleistungslüfters 
„FANERGY E22, 230 V / 50 – 60 HZ“ laut dem vorliegenden Angebot-Nummer KA0Z586 der 
Rosenbauer Österreich Gesellschaft m.b.H. in 4060 Leonding, Haidfeldstraße 37 gemäß der BBG-
Rahmenvereinbarung mit einem Auftragswert von € 3.674,24 (inkl. MwSt.). 
 

Antrag 5: 
 

Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt die Zustimmung zum Ankauf von 3 Stk. 
Atemschutzgrundgeräten mit Lungenautomat, Maske, Atemluftflasche, Bewegungslosmelder und 
Rückhaltegurt laut der Förderliste „Großgeräte und Bedarfsausrüstung“ beim OÖ. 
Landesfeuerwehrverband in 4021 Linz, Petzoldstraße 43 mit einem Auftragswert von € 6.090,72 
(inkl. MwSt.). 
 
 

Beschluss 1: 
 

Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt. 
 

Beschluss 2: 
 

Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt. 
 

Beschluss 3: 
 

Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt. 
 

Beschluss 4: 
 

Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt. 
 

Beschluss 5: 
 

Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt. 
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2. Gemeindezuschlag zur Freizeitwohnungspauschale  
- Beschlussfassung über die Einführung 

 
Sachverhalt: 
 
Seit 01.01.2019 haben Eigentümer einer Wohnung in ganz Oberösterreich eine jährliche Pauschale 
zu entrichten, wenn die betreffende Wohnung länger als 26 Wochen von keiner Person als 
Hauptwohnsitz benutzt wurde (§ 54 OÖ. Tourismusgesetz 2018). Die entsprechende gesetzliche 
Regelung lautet: 
 

§ 54 
Abgabenpflicht 

(1) Das Land erhebt auf Freizeitwohnungen eine Abgabe nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen. 
(2) Freizeitwohnungen sind Wohnungen im Sinn des § 2 Z 4 des Bundesgesetzes über das 
Gebäude- und Wohnungsregister (GWR-Gesetz), die 
1. in das Gebäude- und Wohnungsregister eingetragen sind und 
2. länger als 26 Wochen keinen Hauptwohnsitz darstellen und 
3. nicht überwiegend zu folgenden Zwecken benötigt werden: 
 a) als Gästeunterkunft im Sinn des § 47 Abs. 2; 
 b) zur Erfüllung der Schulpflicht oder zur Absolvierung des Besuchs einer allgemein bildenden  
         höheren oder berufsbildenden Schule oder einer Hochschule oder zur Absolvierung einer 
Lehre; 
 c) zur Ableistung des Wehr- oder Zivildienstes; 
 d) zur Berufsausübung, insbesondere als Pendlerin bzw. Pendler; 
 e) zur Unterbringung von Dienstnehmerinnen bzw. Dienstnehmern. 
(3) Nicht als Freizeitwohnung gilt eine Wohnung, wenn seit mindestens fünf Jahren auf demselben 
Grundstück 
1. zumindest eine Person durchgehend mit Hauptwohnsitz wohnt, 
2. keine Wohnung als Gästeunterkunft verwendet wird und 
3. nicht Personen wohnen, die keine nahen Angehörigen im Sinn des § 2 Abs. 7 Oö. 
Grundverkehrsgesetz 1994 sind. 
Ein Hauptwohnsitz ist nicht erforderlich, solange dieser aus gesundheitlichen oder altersbedingten 
Gründen aufgegeben werden muss. (Anm: LGBl. Nr. 55/2019) 
(3a) Nicht als Freizeitwohnungen gelten überdies Wohnungen, die nicht vermietet sind und im 
Eigentum einer gemeinnützigen Bau-, Wohnungs- und Siedlungsvereinigung oder eines 
Unternehmens, dessen Betriebsgegenstand die Schaffung von Wohnraum ist, stehen. (Anm: LGBl. 
Nr. 55/2019) 
(4) Länger als zwei Monate auf Campingplätzen abgestellte Wohnwagen, Wohnmobile oder 
Mobilheime (Dauercamper) gelten als Freizeitwohnungen. 
 

§ 55 
Höhe, Fälligkeit und Entrichtung der Freizeitwohnungspauschale 

(1) Die Abgabe ist in Form einer jährlichen Pauschale zu entrichten (Freizeitwohnungspauschale). 
Die Höhe der Pauschale beträgt: 
 
 1. für Wohnungen bis zu 50 m2 Nutzfläche sowie für Dauercamper das 36fache, 
 2 für Wohnungen über 50 m2 Nutzfläche das 54fache 
 
der für Nächtigungen in einer Gästeunterkunft zu entrichtenden Ortstaxe. Wurde die Höhe der 
Ortstaxe während des Jahres geändert (§ 48 Abs. 2 oder 3), so gilt für die Ermittlung der Pauschale 
der Jahresdurchschnitt der Ortstaxe. Fallen in ein Kalenderjahr Zeiten, in denen die Wohnung einen 
Hauptwohnsitz darstellt, vermindert sich die Abgabe für jeden vollen Kalendermonat um ein Zwölftel. 
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(2) Zur Entrichtung der Abgabe ist die Eigentümerin bzw. der Eigentümer der Freizeitwohnung 
verpflichtet. Bei einem Wechsel in der Person der bzw. des Abgabepflichtigen teilt sich die 
Verpflichtung zur Entrichtung der Abgabe auf die einzelnen Monate so auf, dass für jeden Monat ein 
Zwölftel der Abgabe zu entrichten ist, wobei der Monat, in dem der Übergang erfolgt, der neuen 
Eigentümerin bzw. dem neuen Eigentümer anzurechnen ist. Dies gilt sinngemäß für die 
Neuerrichtung und die Aufgabe einer Freizeitwohnung. 
(3) Die Abgabe wird mit 1. Dezember für das jeweilige Kalenderjahr fällig. Wird eine Freizeitwohnung 
vor diesem Zeitpunkt aufgegeben, wird die Abgabenschuld spätestens ein Monat nach der Aufgabe 
fällig. 
(4) Die Freizeitwohnungspauschale ist an die Gemeinde unaufgefordert unter Bekanntgabe der 
Nutzfläche der Freizeitwohnung sowie allfälliger Berechnungen gemäß Abs. 2 zu entrichten. 
(5) Die Einhebung der Freizeitwohnungspauschale obliegt der Bürgermeisterin bzw. dem 
Bürgermeister als Abgabenbehörde im übertragenen Wirkungsbereich entsprechend den 
Bestimmungen des Oö. Abgabengesetzes und den für Landesabgaben geltenden Bestimmungen 
der Bundesabgabenordnung. Die Einhebung der Pauschale ist eine Aufgabe im Sinn des § 7 
Gebäude- und Wohnungsregister-Gesetz. Zu diesem Zweck ist die Abgabenbehörde berechtigt, auf 
automationsunterstütztem Weg auf die Daten des Melderegisters zuzugreifen und eine 
Verknüpfungsabfrage mit dem lokalen Gebäude- und Wohnungsregister durchzuführen. 
 
In der Vitalwelt werden seit 01.11.2022 € 2,20 Ortstaxe pro Nächtigung eines Erwachsenen 
eingehoben, somit beträgt die Pauschale für Wohnungen  

-unter 50 m² Nutzfläche € 79,20 und  
      -für Wohnungen über 50 m² € 118,80. 

 
Die Einnahmen durch die Einhebung der Freizeitwohnungspauschale betrugen im Jahr 2022  
€ 2.009,70. 95% dieses Betrages hat die Gemeinde an den Tourismusverband bzw. an die LTO 
(Landestourismusorganisation OÖ) zu überweisen. Die Gemeinde Geboltskirchen erhält 5% dieses 
Beitrages - somit € 100,48 für das Jahr 2022. 
 
Da der Erhebungsaufwand und auch die laufende Aktualisierung einen großen Verwaltungsaufwand 
darstellen, ist zu überlegen, ab 01.01.2023 einen Gemeindezuschlag zur 
Freizeitwohnungspauschale einzuheben. 
 
Im Prüfbericht über die eingeschränkte Gebarungsprüfung durch die Bezirkshauptmannschaft 
Grieskirchen wurde zur Freizeitwohnungspauschale folgender Prüfvermerk verfasst: 
„Im Sinne der Ausschöpfung aller der Gemeinde zur Verfügung stehenden Einnahmequellen wird 
empfohlen, diesen Zuschlag einzuheben.“ 
 
 
Die gesetzliche Grundlage für die Einhebung eines Gemeindezuschlages ist wie folgt 
geregelt:  
 

§ 57 
Gemeindezuschlag zur Freizeitwohnungspauschale 

(1) Die Gemeinden werden ermächtigt, durch Beschluss des Gemeinderats einen Zuschlag zur 
Freizeitwohnungspauschale auszuschreiben und einzuheben. Der Höchstbetrag des jährlichen 
Zuschlags zur Freizeitwohnungspauschale beträgt: 
        1. für Wohnungen bis zu 50 m2 Nutzfläche sowie für Dauercamper 150 % der 
Freizeitwohnungs-pauschale, 
        2. für Wohnungen über 50 m2 Nutzfläche 200 % der Freizeitwohnungspauschale. 
(2) Die der Gemeinde nach Abs. 1 zukommenden Aufgaben sind solche des eigenen 
Wirkungsbereichs. 
 
 
In Geboltskirchen fallen derzeit 20 Objekte in die Abgabenpflicht, wobei 4 bis zu 50 m² Nutzfläche 
und 16 über 50 m² Nutzfläche aufweisen.  
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Bisher wurde in der Tourismusregion Vitalwelt übereinstimmen der Zuschlag nicht eingehoben. Man 
hat sich jedoch nun darauf verständigt, dies der jeweiligen Gemeinde selbst zu überlassen. 
 
In der Sitzung des Gemeindevorstandes am 07. Dezember 2022 wurde über die Einführung des 
Gemeindezuschlages zur Freizeitwohnungspauschale beraten und nachstehende Empfehlung für 
den Gemeinderat beschlossen: 
 

• Mit dem Beginn des Finanzjahres 2023 soll der Gemeindezuschlag zur 
Freizeitwohnungspauschale in der einheitlichen Höhe von 50 % für Wohnungen von bis zu 
50 m² als auch über 50 m² Nutzfläche eingehoben werden 

• Ab dem Finanzjahr 2024 soll dieser Gemeindezuschlag auf 100 % angehoben werden 
 
 
Der Verordnungsentwurf stellt sich daher wie folgt dar: 
 

Verordnung 
 

des Gemeinderates der Gemeinde Geboltskirchen vom 15. Dezember 2022, mit der der Zuschlag 
zur Freizeitwohnungspauschale ausgeschrieben wird. 
 
Aufgrund des § 57 Abs. 1 Oö. Tourismusgesetz 2018, LGBl. Nr.  3/2018 idF LGBl. Nr. 56/2019 
wird verordnet: 
 

§ 1 
Gegenstand der Abgabe, Abgabenhöhe 

 

(1) Die Gemeinde Geboltskirchen erhebt einen Zuschlag zur Freizeitwohnungspauschale 
gemäß § 54 Oö. Tourismusgesetz 2018, LGBl. Nr. 3/2018, idF LGBl. Nr. 56/2019. 

 
(2) Der Zuschlag zur Freizeitwohnungspauschale beträgt ab dem Haushaltsjahr 2023 

a) für Freizeitwohnungen bis zu 50 m² Nutzfläche 50%  
b) für Freizeitwohnungen über 50 m² Nutzfläche 50%  

 

§ 2 
Inkrafttreten 

 
Diese Verordnung tritt mit 01.01.2023 in Kraft. 
 

Der Bürgermeister: 
Friedrich Kirchsteiger 

 
 

Beratungsverlauf: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gremium den Amtsvortrag bzw. den Verordnungsentwurf 
über den Zuschlag zur Freizeitwohnungspauschale zur Kenntnis. 
 
Es erfolgen keine Wortmeldungen. 
 
 

Antrag: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt die Zustimmung zum vorliegenden Verordnungsentwurf über 
die Einhebung des Gemeindezuschlages zur Freizeitwohnungspauschale ab 01.01.2023 in der 
Höhe 50 % für Wohnungen bis zu 50 m² als auch über 50 m² Nutzfläche sowie die Erhöhung des 
Gemeindezuschlages auf 100 % ab dem Finanzjahr 2024. 
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Beschluss: 
 
Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt. 
 
 
 

3. Überprüfung 1. Nachtragsvoranschlag für das Finanzjahr 2022 durch die 
Bezirkshauptmannschaft Grieskirchen  
- Kenntnisnahme 

 
Sachverhalt: 
 
Die Bezirkshauptmannschaft Grieskirchen hat am 28. November 2022 unter dem Geschäftszeichen 
BHGRGem-2021-486277/8-BV den Prüfbericht über den 1. Nachtragsvoranschlag 2022 übermittelt. 
Dieser gegenständliche Prüfbericht ist gemäß § 99 Abs. 2 der Oö. Gemeindeordnung 1990 dem 
Gemeinderat in der nächsten Sitzung zur Kenntnis zu bringen. 
 
Der Prüfbericht über den 1. Nachtragsvoranschlag 2022 liegt am Gemeindeamt zur Einsichtnahme 
auf. 
 
 

Beratungsverlauf: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger informiert das Gremium hinsichtlich dem Überprüfungsergebnis zum 
Nachtragsvoranschlag für das Finanzjahr 2022 von der Bezirkshauptmannschaft Grieskirchen und 
ergänzt, dass dieser Bericht auch den Fraktionen zu ihren Besprechungen bereits zur Verfügung 
stand bzw. bei der Fraktionsbesprechung mit dem Bürgermeister durchgesehen wurde. 
 
 

Antrag: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt die Kenntnisnahme über die Überprüfung vom 
Nachtragsvoranschlag 2022 von der Bezirkshauptmannschaft Grieskirchen. 
 
 

Beschluss: 
 
Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt. 
 
 

4. Prüfungsberichte des Gemeindeprüfungsausschusses vom 03. November 2022 
und 07. Dezember 2022 

 
Sachverhalt: 
 
Prüfungsausschussobmann Robert Emmer wird über die beiden Prüfungsausschuss-Sitzungen vom 
03. November 2022 und 07. Dezember 2022 berichten, denen folgende Tagesordnungspunkte zu 
Grunde lagen: 
 
Sitzung 03. November 2022: 

1. Prüfungsbericht über die eingeschränkte Gebarungsprüfung durch die 
Bezirkshauptmannschaft  

2. Prüfbericht an den Gemeinderat 
3. Allfälliges – Anfragen – Anregungen  
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Sitzung 07. Dezember 2022: 
1. Prüfung der Gebarung 
2. Voranschlag 2023 / MEFP 2023 - 2027 
3. Prüfung der Belege vom 17.09.2022 bis 30.11.2022 
4. Prüfbericht an den Gemeinderat 
5. Allfälliges – Anfragen – Anregungen 

 
 

Beratungsverlauf: 
 
Prüfungsausschussobmann-Stv. Alejandro Lässer bringt dem Gemeinderat die beiden Prüfberichte 
zur Kenntnis, wobei der erste Bericht die eingeschränkte Gebarungsprüfung zum Inhalt hat. Den 
Ausschussmitgliedern wurde unter anderem die Stellungnahme des Bürgermeisters zur Kenntnis 
gebracht, die Bezug auf die Prüfungsfeststellungen zum Winterdienst, dem Globalbudget der FF, 
den Kanalkrediten, uvm. nahm. Grundsätzlich kann festgestellt werden, dass derartige Prüfungen 
wichtig und richtig sind. Weiters bedankt sich der Berichterstatter für die gute Arbeit am 
Gemeindeamt, da kaum bzw. keine gröberen Abweichungen festgestellt wurden. 
Im zweiten Bericht liegt der Schwerpunkt beim Voranschlag für 2023 und den MEFP. 
 
 

Antrag 1: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt dem vorgelegten Prüfbericht vom 03. November 2022 die 
Zustimmung zu erteilen. 
 
 

Antrag 2: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt dem vorgelegten Prüfbericht vom 07. Dezember 2022 die 
Zustimmung zu erteilen. 
 
 

Beschluss 1: 
 
Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt. 
 
 

Beschluss 2: 
 
Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt. 
 
 
 

5. Voranschlag für das Finanzjahr 2023 
 
Sachverhalt: 
 
Gemäß OÖ Gemeindeordnung 1990 idgF § 76 Abs. 3 wurde der Entwurf des 
Gemeindevoranschlages fristgerecht kundgemacht und eine Ausfertigung desselben jeder Fraktion 
übermittelt und über eine Woche im Gemeindeamt während der Amtsstunden zur öffentlichen 
Einsicht aufgelegt. Der Entwurf wurde auch auf der Homepage der Gemeinde veröffentlicht. 
 
Der Voranschlagsentwurf für das Finanzjahr 2023 wurde in der Sitzung des Prüfungsausschusses 
vom 07. Dezember 2022 durchgearbeitet und vom Gremium in der vorliegenden Form bestätigt.  
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Der Entwurf des Voranschlages für das Finanzjahr 2023 stellt sich folgendermaßen dar: 
 
Wesentliche Kennzahlen sind im Vorbericht zum Voranschlag 2023 abgebildet. Dieser 
Vorbericht ist Bestandteil des zur Einsichtnahme aufliegenden Voranschlagsentwurfes für 
das Finanzjahr 2023.  
 
ERGEBNIS DER LAUFENDEN GESCHÄFTSTÄTIGKEIT  
 

Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit 
 

Mittelaufbringung (Einzahlungen) €     3.301.200,00 

Mittelverwendung (Auszahlungen) €     3.404.200,00 

Saldo  €    -   103.000,00 

zum Haushaltsausgleich wird laut Oö. Gemeinde-
Haushaltsausgleichssicherungsgesetz 2020 gemäß § 75               Abs. 
4a eine allgemeine Haushaltsrücklage herangezogen 

 

 
Nachstehend sind die ausschlaggebensten Haushaltspositionen für die Änderung des Ergebnisses 
der laufenden Geschäftstätigkeit im Vergleich zum Nachtragsvoranschlag 2022 
(Finanzierungshaushalt) angeführt: 
 

HH Ansatz Post Ansatzbezeichnung Postbezeichnung FH-VA 2022 FH-VA 2023 DIFF 

1 562000 751000 Sprengelbeiträge  LTZ an Land (Krankenanstaltenbeiträge)  362.300,00  437.800,00  75.500,00  

1 419000 752000 
Sonstige Einrichtungen und 
Maßnahmen  LTZ an Sozialhilfeverband (SHV-Umlage)  365.900,00  395.000,00  29.100,00  

1 789000 755000 
Sonstige Einrichtungen und 
Maßnahmen  

LTZ an Unternehmungen 
(Wirtschaftsförderung, 
Lehrlingsförderung)  3.000,00  10.000,00  7.000,00  

1 851000 720000 
Betriebe der 
Abwasserbeseitigung  LTZ an RHV Weibern Kläranlage BK  99.000,00  105.000,00  6.000,00  

1 080000 751100 Pensionen  
LTZ an Land DN+DG Pensionsbeitr. 
(Beamte)  119.300,00  125.000,00  5.700,00  

1 240700 621000 Kindergärten  Transportkosten (Kindertransport)  16.000,00  21.000,00  5.000,00  

1 930000 751000 Landesumlage  LTZ an Land (Landesumlage)  46.600,00  51.600,00  5.000,00  

1 616100 752000 Güterwege  
LTZ an Wegeerhaltungsverband 
(jährlicher Beitrag)  16.000,00  18.400,00  2.400,00  

1 814000 459000 
Straßenreinigung und 
Winterdienst  Splitt, Streusalz  3.000,00  5.000,00  2.000,00  

1 019000 723000 Repräsentationen  
Repräsentationsausgaben - 1,5%o der 
Auszahlungen (FVA 1)  3.000,00  5.000,00  2.000,00  

1 163000 728000 Freiwillige Feuerwehren  

Entgelte für sonstige Leistungen 
(Mäharbeiten, 
Fassadenreinigung,Reinigungskraft)  1.300,00  3.200,00  1.900,00  

1 070000 729000 Verfügungsmittel  
Verfügungsmittel - 3%o der 
Auszahlungen (FVA 1)  8.100,00  10.000,00  1.900,00  

1 211000 757000 Volksschule  
Nachmittagsbetreuung - Fehlbetrag (OÖ 
Hilfswerk)  0,00  1.500,00  1.500,00  

1 062000 413000 
Ehrungen und 
Auszeichnungen  

Ausg. für Ehrungen, Auszeichnungen,... 
Jungbürgerfeier  1.800,00  2.800,00  1.000,00  

1 212000 720700 
Hauptschulen (Neue 
Mittelschulen)  Gastschulbeiträge  96.800,00  95.700,00  -1.100,00  

1 831000 720000 Freibäder (Badesee)  BK Freizeitanlage (Badesee)  22.500,00  17.800,00  -4.700,00  

1 213000 720700 Sonderschulen  Gastschulbeiträge  8.400,00  2.700,00  -5.700,00  

1 851000 728000 
Betriebe der 
Abwasserbeseitigung  Entgelte für sonstige Leistungen  11.500,00  2.500,00  -9.000,00  

1 990000 729900 Überschüsse und Abgänge Eigenmittel der Gemeinde für Projekte  25.000,00  6.000,00  -19.000,00  

            ungünstiger 106.500,00  

                

2 940000 861400 Bedarfszuweisungen  
LTZ vom Land (Pauschalzuschuss, 
Sonder-BZ)  59.200,00  0,00  -59.200,00  
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2 519100 860000 Corona-Virus  
Transfers von Bund, Bundesfonds und 
Bundeskammern  21.000,00  0,00  -21.000,00  

2 240000 863100 Kindergärten  Zuschüsse AUVA  10.700,00  0,00  -10.700,00  

2 920000 831000 
Ausschließliche 
Gemeindeabgaben  Grundsteuer B von den Grundstücken  108.000,00  100.000,00  -8.000,00  

2 940000 861300 Bedarfszuweisungen  
LTZ vom Land (FAG § 25 Abs. 2) - BZ 
zur Finanzkraftstärkung  150.000,00  142.500,00  -7.500,00  

2 941000 860100 

Sonstige 
Finanzzuweisungen nach 
dem FAG  LTZ vom Bund (FAG § 24 Z.1)  31.600,00  24.300,00  -7.300,00  

2 562000 828000 Sprengelbeiträge 
Rückersätze von Ausgaben 
(Krankenanstaltenbeiträge) 9.600,00  3.100,00  -6.500,00  

2 240000 863000 Kindergärten  AMS für Altersteilzeit  6.500,00  2.700,00  -3.800,00  

2 940000 861000 Bedarfszuweisungen  LTZ vom Land (Strukturfonds)  148.800,00  145.900,00  -2.900,00  

2 240700 861300 Kindergärten  LTZ von Ländern (Kiga-Transport)  12.000,00  13.500,00  1.500,00  

2 920000 842000 
Ausschließliche 
Gemeindeabgaben  Zweitwohnsitzabgaben (Zuschlag)  0,00  2.300,00  2.300,00  

2 846000 811000 
Wohn- und 
Geschäftsgebäude  Einn.a.d.Vermietung  21.600,00  25.000,00  3.400,00  

2 240000 861400 Kindergärten  
LTZ von Ländern (Landesbeitrag für 
Kinderbetreuungseinrichtung)  108.000,00  112.000,00  4.000,00  

2 562000 861000 Sprengelbeiträge 
Einmaliger Zuschuss aus Landesmittel 
(Krankenanstaltenbeiträge) 0,00  33.200,00  33.200,00  

2 925000 859000 

Ertragsanteile an 
gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben  

Ertragsanteile Restbeträge (abgestufter  
Bevölkerungsschlüssel) 1.507.500,00  1.542.800,00  35.300,00  

            ungünstiger -47.200,00  

        
      NVA 2022 188.700,00  

     Ausgaben ungünstiger -106.500,00  

     Einnahmen ungünstiger -47.200,00  

        
     Zinsen ungünstiger -54.400,00  

     Tilgungen günstiger 17.300,00  

 2 Abfertigungen (als Rücklage in den Eigenmitteln berücksichtigt) + Lohnerhöhungen Personalaufwand ungünstiger -86.900,00  

     Bezüge Organe ungünstiger -6.000,00  

     Investitionen ungünstiger -3.300,00  

        
      ERGIBT -98.300,00  

        
      VA 2023 -103.000,00  

 
 

Finanzierungshaushalt 
interne Vergütungen enthalten 

SA5: Saldo 5 Geldfluss aus der 
voranschlagswirksamen 
Gebarung 

Mittelaufbringung €     4.411.100,00 

Mittelverwendung €     4.471.800,00 

Ergebnis €       -  60.700,00 

 

Ergebnishaushalt 
interne Vergütungen enthalten 

Saldo 00 Nettoergebnis nach 
Zuweisung und Entnahme von 
Haushaltsrücklagen 

Mittelaufbringung €     3.962.100,00 

Mittelverwendung €     3.967.800,00 

Ergebnis €          - 5.700,00 

 

Maastricht-Ergebnis 
 

FJ 2023 €        - 24.600,00 
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HEBESÄTZE FÜR 2023 gemäß Voranschlagserlass: 

Grundsteuer A      500 % der Bemessungsgrundlage 
Grundsteuer B      500 % der Bemessungsgrundlage 
 
Hundeabgabe  Wachhund    € 20,00 
   jeder sonstiger Hund   
   je Hund    € 40,00* 
 

Kanal 
 

Kanalbenützungsgebühr 
 
- Benützungsgebühr      €     3,45 / m³ inkl. 10 % USt. 
- Benützungsgebühr nach EGW    € 142,47 / EGW jährlich inkl. 10 % USt. 
 
Im Voranschlagserlass vom Amt der Oö. Landesregierung für 2023 ist zu den Benützungsgebühren 
folgendes ausgeführt: 
 

„Die Oö. Landesregierung hat in ihrer Sitzung am 29. August 2022 beschlossen, die aktuell gültigen 
Mindestgebühren für das Jahr 2023 weiterzuführen. 
 
Begründet wurde diese Verlängerung mit der überdurchschnittlich steigenden Inflation, welche alle 
Bereiche des täglichen Lebens betrifft. Deshalb soll die Gebührenregelung in zwei wesentlichen 
Bereichen der kommunalen Daseinsvorsorge nicht zu zusätzlichen Belastungen für Bürger*innen 
führen. Aus diesem Grund werden die von den Gemeinden einzuhebenden 
Mindestbenützungsgebühren für das Jahr 2023 (unverändert gegenüber dem Jahr 2022) festgelegt.“  
 
Es ist daher beabsichtigt die Kanalbenützungsgebühren sowie die Kanalgrundgebühren für das Jahr 
2023 nicht anzuheben und die Gebühren aus dem Finanzjahr 2022 beizubehalten.  
In den Hebesätzen 2023 ergeben sich daher keine Veränderungen.  
 
Grundgebühr  
 
- unbebaute oder –bewohnte Grundstücke 
  pro vorhandener Einmündungsstelle    € 238,80 inkl. USt. 
 
- pro für Wohn-, Geschäfts- oder Betriebszwecke genutztem Grundstück bei einer 
Verrechnungsfläche  
 
  bis 200 m2     €  143,26 inkl. USt.  
  bis 400 m2    €  191,04 inkl. USt.  
  ab 400 m2    € 238,80 inkl. USt.  
 
Kanal-Anschlussgebühr 
 
Kanalanschlussgebühr:  Mindestgebühr €        4.291,10 inkl. USt. (2022: € 3.921,50) 
je m² Verrechnungsfläche     €             28,61 inkl. USt. (2022: €      26,15) 
 
gemäß Voranschlagserlass für 2023 von € 3.921,50 auf € 4.291,10 (inkl. USt.) zu erhöhen (+ 9,43 

%); Anpassung der Verrechnungsfläche je m² von € 26,15 auf € 28,61 (inkl. USt. / Vorgabe Mittelwert 

gemäß Schreiben der Aufsichtsbehörde vom 06. Dezember 2011, IKD(Gem)-540000/67-2011-

Ram/Vi, Quotient zwischen 130 und 170 m²) 
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Kanal Indirekteinleitung:  
 

Pauschalgebühr Indirekteinleiter für 1. Teilstrom  € 1.148,99 inkl. USt. (2022: € 1.039,53) 
Pauschalgebühr Indirekteinleiter für jeden  
weiteren Teilstrom      €    711,26 inkl. USt. (2022: € 643,50) 
 
 

Abfallgebühr: 
 

Abfuhrgebühr                   €   0,074/l inkl. USt.  
Grundgebühr pro Haushalt                  € 61,95 / jährlich inkl. USt. 
 
Bioabfallgebühr 
 
je zusätzlicher 120 l Bioabfalltonne              €   25,20/Jahr inkl. USt. 
 
Für das Finanzjahr 2023 ist eine Erhöhung der Abfallgebühren von 5 % notwendig, um das 
erforderliche ausgeglichene Ergebnis bei der Abfallbeseitigung erreichen zu können. Die 
Notwendigkeit für die Erhöhung begründet sich im Wesentlichen aus den Anpassungen der 
Transport- und Entsorgungskosten (Mitteilung BAV Grieskirchen – BAV-Inform Nr. 3/2022 vom 
25.11.2022).  
 
 
 

ERMESSENSAUSGABEN 2023: 

Folgende Ermessensausgaben (freiwillige Ausgaben) sind im Voranschlagsentwurf für das 
Finanzjahr 2023 enthalten: 
 
Gemeinden, die Mittel aus dem Härteausgleichsfonds beanspruchen, haben künftig die im Bereich 
„Freiwillige Ausgaben und Subventionen, Feste und Feiern, Ehrungen und Auszeichnungen“ 
definierte Ausgabenobergrenzen einzuhalten.  
 
Die bisherige Aufstellung der freiwilligen Ausgaben wurde gemäß den Kriterien für 
Härteausgleichsgemeinden angepasst und dies hat ergeben, dass keinerlei Kürzungen notwendig 
wären, jedoch auch keine finanziellen Spielräume bestehen. Dies stellt sich wie folgt dar: 
 
 

Freiwillige Ausgaben Finanzkraft 2021 1.580.021,00 

laut Beilage 4 (Kriterien für Härteausgleichsgemeinden) davon  max. 2% 31.600,42 
 

 

VA 2023 
  

1/0610-7570 Schwarzes Kreuz 58,40 

1/0610/7571 Förderung Seniorenbund 150,00 

1/0610-7571 Förderung Pensionistenverband 150,00 

1/0610-7571 Förderung Kameradschaftsbund 150,00 

1/0620-4130 Ehrungen und Auszeichnungen 1.800,00 

1/0620-4130 Jungbürgerfeier 2023 1.000,00 

1/0630-7290 Städtekontakte und Partnerschaft 0,00 

1/0940-7290 Förderung der Betriebsgemeinschaft  0,00 
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1/2390-7680 Schulveranstaltungen 1.600,00 

1/2590-7570 Förderung Spielegruppe 150,00 

1/2620-7570 Förderung UNION 1.455,00 

1/2620-7570 Übernahme Wasser/Kanal für UNION 1.545,00 

1/2620-7570 Förderung Naturfreunde 585,00 

1/2820-7680 Fahrtkostenzuschuss für Studenten 0,00 

1/3220-7570 Förderung Musikverein 2.765,00 

1/3220-7570 Beitrag Bezirksblasmusikverband (Beschluss BGM-Konferenz) 75,00 

1/3220-7570 Förderung Liedertafel 150,00 

1/3220-7570 Förderung Jagdhornbläser 150,00 

1/3220-7570 Förderung HausRock Musikanten 100,00 

1/3220-7571 Betriebskosten für Musikverein 1.500,00 

1/3240-7571 Förderung Volkstanzgruppe 150,00 

1/3240-7571 Förderung Theatergruppe 150,00 

1/3240-7571 Förderung Happy Liners 100,00 

1/3240-7572 Förderung Kulturgut Hausruck 500,00 

1/3600-7571 Beitrag Schloss Tollet KULTURAMA (Beschluss BGM-Konferenz) 200,00 

1/3601-7570 Betriebskosten für Krippenbauschule 900,00 

1/3620-7570 Förderung Bergknappen 365,00 

1/3810-7290 Ausgaben für kulturelle Angelegenheiten (Kulturausschuss) 1.000,00 

1/4190-7290 Gemeindealtentag 2.000,00 

1/4390-7680 Säuglingspakete, Windelgutscheine 1.500,00 

1/4690-7290 Gesunde Gemeinde (Generationenausschuss) 1.000,00 

1/4690-7680 Sozialfonds Geboltskirchen 1.000,00 

1/5220-7260 Klimabündnisbeitrag 500,00 

1/5290-7290 Ausgaben für Umweltangelegenheiten (Umweltausschuss) 1.000,00 

1/7420-7570 Förderung Imkerverein 150,00 

1/7420-7680 Beitrag an die Ortsbauernschaft 2.000,00 

1/7490-6700 Waldbrandversicherung 300,00 

1/7820-7260 Mitgliedsbeitrag Leader+ I.S.E (über € 1,60 je EW) 400,00 

1/7890-7550 Lehrlingsförderung 800,00 

  27.398,40 
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Beratungsverlauf: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gemeinderat den Amtsvortrag zum Voranschlag für das 
Finanzjahr 2023 zur Kenntnis und führt die größten Steigerungspositionen wie die 
Krankenanstaltungenbeiträge und Sozialhilfeverbandsumlage an.  
 
GR DI Günter Humer führt aus: der Voranschlag ist ein großes Zahlenwerk und manche 
Anschaffungen wie zB der Tanklöschfahrzeugankauf sind bekannt, aber welche weiteren 
Investitionen sind darin versteckt, da dies von Interesse ist. 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger erklärt, das alles im Voranschlag angeführt ist und daher nichts versteckt 
ist. Er weist auf die Ausgaben für zwei Abfertigungen hin, die im Amtsvortrag dargestellt sind. Dies 
verschlechtert zwar das Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit, jedoch sind dafür schon 
entsprechende Rücklagen gebildet, die nun bei Fälligkeit aufgelöst werden. Weiters ersucht er 
Buchhalter Rudolf Stahrl-Thalhamer um die Ausführungen hinsichtlich der Anfrage. 
Buchhalter Rudolf Stahrl-Thalhamer erörtert: im Nachweis der Investitionstätigkeit ab der Seite 197 
sind sämtliche Investitionen angeführt. In der Kameralistik war dies im AOH dargestellt. Der 
Buchhalter stellt jedes einzelne investive Einzelvorhaben kurz vor. 
 
Vbgm. Rudolf Waldenberger merkt zum Voranschlag an: die Zinsen steigen bereits wieder in einem 
beträchtlichen Ausmaß und verursachen im kommenden Jahr schon Mehrkosten von € 54.000,--. 
Es ist daher in den nächsten Jahren hier mit Mehraufwendungen zu rechnen. 
AL Herbert Bischof ergänzt: im Bereich der Siedlungswasserbaudarlehen werden im Jahr 2023 
schon erste Sondertilgungen gemacht, da bereits Darlehen auslaufen und die dabei frei werdenden 
Beträge zur Gänze für Tilgungen verwendet werden, so wie dies auch bei der Gebarungsprüfung 
bekannt gegeben wurde. 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger fährt mit seinen Ausführungen fort und erläutert die Hebesätze für 2023 
bzw. erklärt er, dass es im kommenden Jahr bei den Kanalbenützungsgebühren zu keinen 
Erhöhungen kommt, da die Mindestbenützungsgebühren vom Land OÖ unverändert gegenüber 
2022 festgelegt wurden, um nicht zusätzliche Belastungen für die Bevölkerung zu schaffen. 
 
Vbgm. Rudolf Waldenberger stellt die Frage hinsichtlich der 5 %-igen Erhöhung der Abfallgebühren, 
ob diese einfach über die Hebesätze erhöht werden. 
Buchhalter Rudolf Stahrl-Thalhamer erklärt: vom Bezirksabfallverband gibt es eine jährliche 
Information über die Preisentwicklung bei den Transportkosten, den Entsorgungsgebühren, des 
Abfallwirtschaftsbeitrages, usw. Auf Basis dieser Werte wird dann die Kalkulation durchgeführt, die 
als aufsichtsbehördliche Vorgabe ein ausgeglichenes Ergebnis zum Ziel hat. 
 
GR DI (FH) Wolfgang Angleitner stellt zu den Ermessenausgaben die Anfrage: in der Aufstellung 
scheinen zB die Theatergruppe und die Happy Liners noch auf, obwohl sie nicht mehr aktiv sind. 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger erklärt, dass die Theatergruppe noch besteht, zwar zuletzt nicht aktiv 
war. Die Happy Liners bestanden im abgelaufenen Jahr noch. Sollten keine Aktivitäten mehr 
passieren, fallen sie dann heraus, denn eine Förderauszahlung passiert erst nach einem 150 %-
igen Ausgabennachweis.  
 
 

Antrag 1: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt, dem vorliegenden Voranschlag für das Finanzjahr 2023 die 
Zustimmung zu erteilen. 
 
 

Antrag 2: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt die Hebesätze für das Finanzjahr 2023 in der vorliegenden 
Form zu genehmigen. 
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Beschluss 1: 
 
Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt. 
 
 

Beschluss 2: 
 
Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt. 
 
 
 

6. Mittelfristiger Ergebnis- und Finanzplan (MEFP) 2023 - 2027 
 
Sachverhalt: 
 
Gemäß dem Österreichischen Stabilitätspakt 2012 haben Bund, Länder und Gemeinden ihre 
mittelfristige Finanzplanung für den Zeitraum Voranschlag plus vier Folgejahre zu erstellen. 
 
Der MEFP § 76a OÖ. GemO 1990 ist zugleich mit dem Voranschlagsentwurf 2023 dem Gemeinderat 
zur allfälligen Anpassung an geänderte Verhältnisse und zur Fortführung für die Jahre 2023 bis 2027 
vorzulegen.  
 
Im Zusammenhang mit der Gemeindefinanzierung NEU kommt dem MEFP im Hinblick auf die 
Realisierung künftiger investiver Einzelvorhaben eine wesentliche Bedeutung zu. Der MEFP muss 
die Prioritätenreihung der investiven Einzelvorhaben und den Nachweis der verfügbaren Eigenmittel 
der Gemeinde abbilden. 
 
Die Beantragung von Bedarfszuweisungen für investive Einzelvorhaben ohne entsprechende 
Prioritätenreihung im MEFP (incl. der Darstellung der Verfügbarkeit der erforderlichen Eigenmittel) 
ist nicht möglich. Die Prioritätenreihung von investiven Einzelvorhaben während des Finanzjahres 
kann nur durch Gemeinderatsbeschluss abgeändert werden. 
 
Neben der Abbildung der Kosten und der Finanzierung investiver Einzelvorhaben einschließlich des 
Nachweises über die zeitgerechte Verfügbarkeit der Eigenmittel sind für den Bereich der laufenden 
Geschäftstätigkeit entsprechende Folgekostenberechnungen anzustellen und im MEFP zu 
berücksichtigen. Die Gesamtfinanzierung kann neben dem Eigenanteil der Gemeinde 
Investitionszuschüsse, wie beispielsweise Bedarfszuweisungsmittel, Landeszuschüsse, Leistungen 
von Vereinen, Privaten bzw. Körperschaften, Veräußerungserlöse etc. enthalten. 
 
Im Hinblick darauf, dass der MEFP die Grundlage für die Projektplanungen und die diesbezüglichen 
Abstimmungen mit den zuständigen Regierungsmitgliedern darstellt, werden der vom Gemeinderat 
beschlossene Voranschlag und MEFP, auch im eigenen Interesse der Gemeinden, unverzüglich der 
Aufsichtsbehörde vorzulegen sein. (sh. § 77 Oö. GemO 1990). 
 
Der MEFP hat folgende Bestandteile zu enthalten: 
 

• Für jedes Haushaltsjahr des mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplans sind der 
Gesamthaushalt und die Bereichsbudgets auf MVAG-Ebene 2 auszuweisen 

• Zusammenfassung aller geplanten Vorhaben zum mittelfristigen Investitionsplan der 
Planperiode der Jahre 2023 – 2027 gereiht nach Prioritäten 
Priorität 1: Aufbahrungshalle samt Vorplatz 
Priorität 2: FF – Ankauf TLF-B 4000 

• Detaildarstellung der Kosten und Finanzierung je Vorhaben (inkl. Nachweis der 
Eigenmittelaufbringung) in der Planperiode der Jahre 2023 – 2027 = Nachweis über die 
Investitionstätigkeit 

• Darstellung der erwarteten Entwicklung des Maastricht-Ergebnisses der Jahre 2023 – 2027. 
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Ergebnis der laufenden 
Geschäftstätigkeit 

 

FJ 2023 -  103.000 

FJ 2024 +     7.800 

FJ 2025 +   38.100 

FJ 2026 +   78.800 

FJ 2027 +   66.100 

 

Finanzierungshaushalt 
Interne Vergütungen enthalten 

SA5: Saldo 5 Geldfluss aus der 
voranschlagswirksamen 
Gebarung 

FJ 2023 -    60.700 

FJ 2024 + 350.100 

FJ 2025 +   67.600 

FJ 2026 + 108.300 

FJ 2027 +   95.600 

 

Ergebnishaushalt 
interne Vergütungen enthalten 

Saldo 00 Nettoergebnis nach 
Zuweisung und Entnahme von 
Haushaltsrücklagen 

FJ 2023 -     5.700 

FJ 2024 -   28.500 

FJ 2025 -   19.400 

FJ 2026 -     3.200 

FJ 2027 -   25.500 

 

Maastricht-Ergebnis 
 

FJ 2023 -    24.600 

FJ 2024 + 386.300 

FJ 2025 + 103.600 

FJ 2026 + 131.300 

FJ 2027 + 104.100 

 
 

Beratungsverlauf: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gemeinderat den Amtsvortrag mit den Eckdaten zum 
Mittelfristigen Ergebnis – und Finanzplan 2023 – 2027 zur Kenntnis, der auch die Prioritätenliste 
aller geplanten Vorhaben beinhaltet. 
 
 

Antrag: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt dem Mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplan 2023 – 2027 mit 
der Prioritätenreihung 1 Aufbahrungshalle und 2 FF – Ankauf TLF-B 4000 die Zustimmung zu 
erteilen. 
 
 

Beschluss: 
 
Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt. 
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7. Kassenkredit für das Finanzjahr 2023 
 
Sachverhalt: 
 
Der Kassenkreditvertrag für das Finanzjahr 2023 muss neu abgeschlossen werden. Die Aufnahme 
dieses revolvierenden Kontokorrentkreditvertrages ist der Höhe nach mit maximal einem Viertel der 
laufenden Geschäftstätigkeit gemäß dem Gemeindevoranschlag des laufenden Haushaltsjahres im 
Finanzierungshaushalt begrenzt. (Mittelaufbringung OH € 3.274.500,--).  
 
Zur Anbotslegung für den Kassenkredit 2023 wurden folgende Banken – mit denen wir bereits in 
Geschäftsverbindung stehen – eingeladen: 
 

• Raiffeisenbank Region Hausruck – BST Geboltskirchen 

• Volksbank OÖ AG – Filiale Grieskirchen 

• BAWAG P.S.K. Bank AG 

• Bank Austria AG 

• Sparkasse Ried-Haag 

• Kommunalkredit Austria AG 

• HYPO Oberösterreich AG 
 
Das Ausschreibungsergebnis des Kassenkreditvertrages für 2022 das sich wie folgt darstellt 
 
Anbotseröffnungsprotkoll 
 
Anbotsgegenstand:  Kassenkredit 2023 in der Höhe von € 700.000,00 
 
Angebotseröffnung: Montag, 12. Dezember 2022 – 12:00 Uhr 
 

Anbotsteller Zinssatz Anmerkungen 

Raiffeisenbank 
Geboltskirchen 

Basis 3 Monats-Euribor + Aufschlag 0,480 % *) 
Bereitstellungsgebühr für nicht ausgenützten 
Rahmen 0,125 % 

kal 360 

BAWAG P.S.K. AG Basis 3 Monats-Euribor + Aufschlag 0,650 % *) 
Bereitstellungsgebühr einmalig € 200,-- 

kal 360 

Bank Austria AG keine Anbotslegung 
 

Volksbank OÖ AG keine Anbotslegung aufgrund 
geschäftspolitischer Überlegungen 

 

Sparkasse Ried-Haag Basis 3 Monats-Euribor + Aufschlag 0,690 % *) 
 

Kommunalkredit Austria AG Keine Anbotslegung  

HYPO Oberösterreich AG Basis 3 Monats-Euribor + Aufschlag 0,25 % 
(Mindestzinssatz: 0,250 % p.a.) 
Rahmenprovision: 0,350 % 

kal 360 

 
*) wenn der Indikator (3-Monats-Satz-EURIBOR) unter einem Wert von 0 % liegt, wird als Indikator 
für die Zinssatzanpassung ein Wert von Null herangezogen 
 
Aufgrund der vorgelegten Angebote ist das Offert der BAWAG P.S.K. unter den angebotenen 
Rahmenbedingungen das des Billigstbieters.  
 
Im Zuge der Vergabe des Kassenkreditkontos an die BAWAG P.S.K. besteht die Notwendigkeit ein 
Kassenkreditkonto bei diesem Bankinstitut zu führen. Die Kosten dafür stellen sich wie folgt dar: 
 
Kontoführung: 

eBANKING-Nutzungsentgelt á € 7,-- / Monat €  84,00 
Geldverkehrsspesen € 10,00 
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€ 17,-- / Quartal  € 68,00 

Gesamtkosten Kontoführung + ELBA €  162,00 

 

Da die Raiffeisenbank Region Hausruck – BST Geboltskirchen eine Bereitstellungsgebühr von   
0,125 % für den nicht ausgenützten Rahmen verrechnet, würde dies entsprechende Kosten 
verursachen. Im vergangenen Jahr musste der Kassenkredit kein einziges Mal in Anspruch 
genommen werden, da entsprechende Guthabenswerte am Girokonto waren. Unter der Annahme 
der angebotenen Konditionen würde dies eine Rahmenbereitstellungsprovision von € 875,-- im Jahr 
bedeuten.  
 
 
Bei einer Vergabe an die Sparkasse Ried-Haag würde ebenfalls die Notwendigkeit bestehen ein 
Kassenkreditkonto zu eröffnen, das nachstehende Kontoführungsgebühren verursachen würde: 
 

Telebanking Pro Aktivierungsentgelt €  99,00 
eBANKING-Nutzungsentgelt Small á € 19,99 / Monat €  249,88 
€ 23,63 / Quartal  € 94,52 

Gesamtkosten Kontoführung + ELBA €  443,40 

 
 

Beratungsverlauf: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gremium das Ausschreibungsergebnis für den Kassenkredit 
2023 zur Kenntnis. Demnach ist das Angebot der BAWAG P.S.K. – wie im Vorjahr – das des 
Billigstbieters. Weiters ergänzt er, dass nicht die höchstmögliche Kassenkreditsumme ausgeschöpft 
wird, da dies die Liquiditätslage auch nicht erfordere.  
 
Vbgm. Rudolf Waldenberger merkt an: ihm sei bekannt, dass andere Gemeinden den Kassenkredit 
nicht jedes Jahr neu ausschreiben, sondern den bestehenden Vertrag einfach fortschreiben. Dies 
wäre eine überlegenswerte Möglichkeit. 
AL Herbert Bischof ergänzt, dass gemäß den Vorgaben der Aufsichtsbehörde grundsätzlich der 
Kassenkredit für jedes Finanzjahr jeweils neu auszuschreiben ist. 
 
 

Antrag: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt dem vorliegenden Kassenkredit der BAWAG P.S.K. Bank AG 
für das Finanzjahr 2023 in der Höhe von € 700.000,-- die Zustimmung zu erteilen. 
 
 

Beschluss: 
 
Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt. 
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8. Allfälliges - Anfragen - Anregungen 
 
Beratungsverlauf: 
 
GR Gerhard Gebetsroither regt an, die Überlegung anzustellen ob nicht für die ehrenamtlichen 
Zusteller für Essen auf Räder ein E-Fahrzeug angekauft werden sollte. Es könnte sich vorab damit 
einmal der Familienausschuss beschäftigen. 
GR Silvester Groiß führt aus: aufgrund der Essenszustellung für die Volksschule sind die 
Platzkapazitäten teilweise in den Autos knapp. Als erster Schritt soll vorerst einmal eine Abstimmung 
mit den Fahrern passieren, inwiefern ein Gemeinschaftsauto gewünscht ist. 
GR Ludwig Rabengruber erklärt, dass vor einigen Jahren dies schon einmal Thema war. Damals 
war das aber von den Zustellern nicht gewünscht. 
 
GR Ludwig Rabengruber nimmt Bezug auf die letzte Gemeinderatssitzung, wo ja das Thema 
Stromsparen intensiv diskutiert wurde. Diese Thematik hat ihn beschäftigt und er kam zu der 
Überlegung sich die Innenbeleuchtung in den gemeindeeigenen Gebäuden anzusehen, welche 
Potentiale hier noch bei der Umrüstung auf LED bestünden. Ein weiterer Punkt sind die 
Photavoltaikanlagen auf der Volksschule und am Gemeindebauhof, die im Jahr 2024 in das 
Gemeindeeigentum übergehen. Hier sollte im Vorfeld auch schon einmal über einen etwaigen 
Ankauf eines Stromspeichers nachgedacht werden, ob dies Sinn macht. 
 
Vbgm. Rudolf Waldenberger erklärt: er hat dies am Dienstag bei der Fraktionsbesprechung schon 
kurz angesprochen, dass er überrascht war einen Tagesordnungspunkt zu den Sonder-BZ-Mittel 
nicht auf der Tagesordnung vorzufinden. Ihm sind Gemeinden bekannt, die dies als eigenen 
Tagesordnungspunkt behandelt haben, wenngleich es dazu keine Verpflichtung gibt. Hinsichtlich 
dieser Mittel gab es keine Informationen. 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger weist diesen Vorwurf zurück und erklärt, dass die Sonder-BZ-Mittel im 
Rahmen des Nachtragsvoranschlages budgetiert und beschlossen wurden. Auch in der 
Gemeindevorstandssitzung war dies bereits Thema, als es darum ging die Restfinanzierung für die 
Nachmittagsbetreuung mit diesen Mitteln zu bestreiten. Auch kam von GV Ludwig Rabengruber die 
Anregung, vielleicht eine Photovoltaikanlagen mit den verbleibenden Mitteln zu finanzieren. 
 
Am Ende der Sitzung bedankt sich Bgm. Friedrich Kirchsteiger für die gute Zusammenarbeit im 
abgelaufenen Jahr und wünscht allen ein frohes Weihnachtsfest, sowie alles Gute für das neue Jahr. 
 
 
 

 

Genehmigung der Verhandlungsabschrift über die letzte Sitzung 

 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegenen Verhandlungsschriften über die 
beiden letzten Sitzungen vom 15. September 2022 und 20. Oktober 2022 wurden keine 
Einwendungen erhoben. 
 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht 
mehr vorliegen schließt der Vorsitzende die Sitzung um 21:35 Uhr. 
 
 
 
 
 
__________________________________ __________________________________ 
 (Vorsitzender) (Schriftführer) 
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Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsabschrift in 
der Sitzung vom _____________________ keine Einwendungen erhoben wurden, über die 
erhobenen Einwendungen der beigeheftete Beschluss gefasst wurde und diese 
Verhandlungsschrift daher im Sinne des § 54 (5) Oö. GemO 1990 als genehmigt gilt. 
 
 
 
Geboltskirchen, am ____________________ 
 
 
 
 
 
 
____________________________________ 

(Vorsitzender) 
 
 
 
 
 
 
____________________________________ _________________________________ 
 (Gemeinderat ÖVP) (Gemeinderat SPÖ) 
 
 
 
 
 
____________________________________ _________________________________ 
 (Gemeinderat FPÖ) (Gemeinderat GRÜNE) 
 
 
 
 
 


